
1.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz, l7,.September 1948. 

Änderungen der sechsten Gerichtsentlas~ungsnovelle • 
.?04}A.B. 
zu 244/J A n fra ß e b e a n t w 0 r tun g '. 

Zur Anfrage der Abg.F r i s c h und Genossen vom 7.Juli d.J., teilt 
Bundesminister für Justiz Dr.G Cl' a mit: 

Pie Herren Anfragesteller wünschen eine Ausgestaltung der Vorsohriften 
über den erweiterten Wirkungskreis aar geriohtliohen Geschäftsstelle und zu diosem 

Zwecke eine Änderung der sechsten Geriohtsentlastungsnovelle im Verordnungswege. 
Ich b~ehrc mich darauf hinzuweisen, dass dje Vorschriften übe:::' den erwei­

terten Wirkungskreis der gerichtlichen Gesohäftsstelle im § 56 ades Gcmiohtsorgani­
sationsgQsotzes enthalten sind, der allerdings duroh die sechste Gerichtsentlastungs­

novelle diesem Gesetze eingefügt worden ist. Es handelt sioh also um eine Änderung 
des GoriOhtsorganisationsgesetzes, die 'aber nicht duroh eine Verordnung, sondern 

nur wledGr duroh ein Gesetz vorgenommen werden kann. 
loh glaube daher die Anfrage dahin verstehen zu sollen, ob die Justizvor· 

waltung bereit ist; dem Nationalrat einen Gcsetzont-wurt vorzulegen, der die Bestimmun­

gen dcs § 56 a Geriohtsorganisationsgcsetz im Sinno einer Ausgestaltung des 

erweiterten Wirkungskreises abändern soll. 
Infolgc einer von der Sektion Justiz der Gewerksohaft der 8ffcntlioh Ange­

s"',cllten iln österreichisohen GOi7crkschaftsbund dem Bundosmini'sterium ±'Ur Justiz über­

reichten .Dcnksohri,ft sind die gutächtlichen IU!3sorungon der Oberlandosgorichtsprä­

sidion sowie der Standesvertretungen der RiChter, Reohtsanwälte und Notare über 
diese Frage eingeholt worden. 

Diese Äuseerungen liegen dem Bundesmihistorium für Justiz noch nioht vor. 

Iohmöohte daher nur darauf hinweisen, dass der erweiterte Wirkungskreis der 

gcrioht11ohen.GcschäftsstcllG' erst.mit der Verordnung dos Bundesministeriums für· 
Justiz vom 20.Juni 1947, B"Gc;Bl.Nr.196, neu geordnet und ausgestaltet worden ist. 

:Waoh so kurzer Zeit wieder an eine neue Ordnung dieses Gcgc:rsttl.lldes zu 

sehre iten, erscheint wohl nur dOlUlcmpfehlenswcrt J wenn die Erfahrunl3(j}:l, der Zwi sohen­

zeit eine Änderung der bestehenden Vorschritten notwendig maohen. 
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2 .Boiblnt t 17.Septomber 1948. 

Ich bezweifle, ob dies der Fall ist und ob insbesondere die Justiz­

behörden in den 1ändcrn,die sich schon im Vorjahr in dieser Frage zurückhaltend 

gezeigt habon, für eine solche .. \.usgestaltung eintreten ;1erden. 

Auf jeden Fall muss ich mir eine weitere Stellungnahmo im GeGenstande 

vorbehalten, bis die Äusserungon der befragten Stellen sämtlich eingelanet und 

zum Gegenstande entsprechender Verhandlungen im Bundesministerium für Justiz 
, 

gemaoht werden sind. 

Schliesslich möohte ich nur noch bemerken, dass eine literarische 

Verwe:tung der .Arbeiten der Rechtspfleger bisher nur auf dem Ge'hiete dos Handels·· 

und Genossenschaftsregisters stattgefunden ho.~ und dass e 8 sich auch hier nur 

um einen einzigen in diese? Eigenschaft tätigen Beamten handelt. 

___ Wohl aber hat die Einrichtung der R~ohtspflege bei sehr grossen 

u.e..richten zu einer merkliohen Entlastung der Richter geführt, woge,ccn bei den 

ländlichen Be drlmgerioht on diese 1'u.s.onals.,pare.nd.e Wirkung nur in geringen Masse 

in E1.'.5_(;; hc :5.nu.Y!g t..rat.....--____ _ 
~.~.------

-,-.-~-
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